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UBER DEN DEUTSCHEN STEUERBERATERVERBAND e.V.

Der Deutsche Steuerberaterverband e.V. (DStV) vertritt als Spitzenorganisation die Angehorigen der steuerbe-
ratenden und wirtschaftsprifenden Berufe auf nationaler und internationaler Ebene gegentber Politik, Exe-
kutive und weiteren Stakeholdern. In seinen 15 Mitgliedsverbanden sind 36.500 - Gberwiegend in eigener
Kanzlei oder Sozietat tatige - Steuerberater, Steuerbevollmachtigte, Wirtschaftspriifer, vereidigte Buchprifer
sowie Berufsgesellschaften freiwillig zusammengeschlossen.



Die finanz- und steuerpolitischen Rahmenbedin-
gungen in Deutschland sind Grundlage fir Unter-
nehmen, Privatpersonen und Beraterschaft, um
personliche wie auch unternehmerische Dispositio-
nen zu treffen, Investitionen zu tatigen und gewisse
Risiken einzugehen. Ein verlassliches und zukunfts-
orientiertes Steuersystem ist daher essenziell flrdie
Investitionsbereitschaft von Unternehmen, indem
es deren Investitionskraft nachhaltig starkt, Pla-
nungssicherheit gibtund deren Resilienz verbessert.

Ein solches zukunftsorientiertes Steuersystem lebt
von Rechtssicherheit sowie von umsetzbaren, digi-
talen Prozessen, von denen Steuerpflichtige, steuer-
liche Beraterinnen und Berater und auch die Finanz-
verwaltung profitieren. Es speist sich aus stabilen,
maoglichst einfachen und blrokratiearmen steu-
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er- und verfahrensrechtlichen Regelungen. Und es
gewadhrleistet so den wirtschaftlichen Aufschwung,
der wiederum die Finanzierungsgrundlage vielfalti-
ger staatlicher Aufgaben bildet.

Eine solche Ausrichtung unseres Steuersystems ist
Aufgabe der Politik. Um dies zu erreichen, bedarf es
zwingend der Verbesserung der steuer- und berufs-
rechtlichen Rahmenbedingungen auf nationaler
und europadischer Ebene. Die Steuerpflichtigen und
deren steuerliche Beraterinnen und Berater missen
sich darauf verlassen konnen, dass die politischen
Akteure diesen Auftrag zu jedem Zeitpunkt zuver-
ldssig und folgerichtig wahrnehmen. Der Deutsche
Steuerberaterverband e.V. (DStV) erhebt daher fir
die 21. Legislaturperiode des Deutschen Bundestags
folgende Forderungen:

Einleitung 3
Volle Kraft voraus: Aufschwung durch Abschreibung 4
Erfolg der E-Rechnung steigern: Einbindung des steuerberatenden Berufsstands

in das digitale Meldesystem 7
Fachkraftemangel entscharfen: Steuerrecht vereinfachen 9
Berufsstand vertrauen statt ausbremsen: Verzicht auf Meldepflicht fir

nationale Steuergestaltungen 11
Berufsnachwuchs sichern: Steuerberaterpriifung modernisieren 13

Berufsrecht der Steuerberaterschaft im Europdischen Binnenmarkt bewahren 15
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Volle Kraft voraus fur ein modernes und zukunfts-
festes Steuerrecht, das hatte sich der frihere Bun-
desfinanzminister Christian Lindner auf die Fahne
geschrieben. Die beiden vom Bundesministerium
der Finanzen (BMF) mit dieser Aufgabe betrauten,
unabhadngigen Expertenkommissionen ,Vereinfach-
te Unternehmensteuer” und ,Blrgernahe Einkom-
mensteuer” haben geliefert. Ihre im Sommer 2024
vorgestellten Vorschldge sind einfach, birgernah
und wirtschaftspolitisch ausgewogen. Eine Umset-
zung derselben sollte daher auch einer neuen Re-
gierung maximal am Herzen liegen.

Abschreibungsvereinfachungenin den

Fokus nehmen

Auf den ersten Blick mitunter als ,Kleinkram" an-
gesehen, spielen steuerliche Abschreibungen ins-
besondere im Bereich der Gewinneinkinfte von
kleinen und mittleren Unternehmen durchaus eine
grol3e Rolle. Daher sollten vereinfachte Abschrei-
bungsregelungen bei der Zielausrichtung ,Blrokra-
tieabbau” stets mitbedacht werden. Die Experten-
kommission ,Blrgernahe Einkommensteuer” setzt
an dieser Stelle zielgenau und richtungsweisend an.
Sie schlagt konkrete Mal3nahmen fir die Sofortab-
schreibung von geringwertigen Wirtschaftsgltern
(GWG) und fur die Poolabschreibung vor und regt
eine stdrkere Gruppierung ahnlicher Wirtschaftsgu-
ter an. Der DStV schlief3t sich den Impulsen vollum-
fanglich an.

Abschreibungsaufwand reduzieren

Die gegenwartigen Abschreibungsvorschriften sind
fir Unternehmen und Finanzverwaltung teilweise
mit groRem burokratischem Aufwand verbunden.
Konkret resultiert dieser aus diversen Einzelschrit-
ten zur Bewertung jedes einzelnen Wirtschaftsguts
in einem komplexen AfA-Tabellensystem. Denn die
Abschreibung bemisst sich nach der betriebsge-

1§7Abs.1S. 2 EStG.
2§ 6 Abs. 2 EStG.

wohnlichen Nutzungsdauer eines Wirtschaftsguts.?
Diese ist den seitens des BMF veroffentlichten (Gber
100, teils branchenspezifischen) AfA-Tabellen zu
entnehmen.

Die jeweiligen Wirtschaftsglter sind folglich in die
passende AfA-Tabelle einzuordnen, anschlieRend in
der Anlagenbuchhaltung zu erfassen und linear ab-
zuschreiben. Im Zuge jahrlicher Inventuren muissen
Unternehmen und deren steuerliche Beraterinnen
und Berater sie auf ihre weiterhin korrekte Erfas-
sung Uberprifen. Diese - aufgrund der Vielzahl an
AfA-Tabellen, der darin aufgefihrten Wirtschafts-
glter sowie der moglichen Abschreibungsdauern -
komplexen Vorgange betreffen Unternehmen jeder
GroRkenordnung. Es wadre daher ein wichtiger Schritt,
hier Entlastung zu schaffen.

GWG-Grenze inflationsbereinigen

Bereits gegenwadrtig konnen abnutzbare bewegli-
che Wirtschaftsglter des Anlagevermogens im Wirt-
schaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung in vol-
ler HOhe als Betriebsausgaben abgezogen werden,
wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des
einzelnen Wirtschaftsguts (abzgl. eines darin enthal-
tenen Vorsteuerbetrags) max. 800 € betragen.?

Allerdingsist die Wertgrenze fir diesen Sofortabzug
alles andere als ,up to date". Eingefihrt mit dem
Jahressteuergesetz 1964 galt ab 01.01.1965 eine
Betragsgrenze von 800 DM. Das gute Instrument
existiert daher rund 60 Jahre. Es wird endlich Zeit,
die Inflation zu berdcksichtigen. Nach den Berech-
nungen der Expertenkommission musste der Wert
inflationsbereinigt auf 2.500 € angehoben werden.

Poolabschreibung ,spater starten”
Alternativ zur Sofortabschreibung ermdglicht § 6
Abs. 2a EStG die sog. Poolabschreibung durch Bil-



dung eines Sammelpostens. Dieser setzt sich zu-
sammen aus allen in einem Wirtschaftsjahr an-
geschafften beweglichen Wirtschaftsgltern des
Anlagevermogens, deren jeweilige Anschaffungs-
oder Herstellungskosten (abzgl. eines darin ent-
haltenen Vorsteuerbetrags) 250 € Ubersteigen und
hochstens 1.000 € betragen. Der Sammelposten ist
im Wirtschaftsjahr der Bildung und den folgenden
vier Wirtschaftsjahren mit jeweils einem Funftel ge-
winnmindernd aufzuldsen.

Damitergibtsich eine breite betragliche Uberschnei-
dung zwischen Sofort- und Poolabschreibung. Dies
tragt laut BMF-Expertenkommission vor allem zu
einer ,verwirrenden Verkomplizierung"® bei. Ihr An-
sinnen daher: Die Bildung eines Sammelpostens flr
bewegliche Wirtschaftsgiter des Anlagevermadgens
sollte erst oberhalb des inflationsbereinigten Be-
trags fur die Sofortabschreibung und damit bei An-
schaffungs- oder Herstellungskosten von mehr als
2.500 € bis 10.000 € greifen.

Hierdurch wirde sich fur eine Vielzahl an Fallen die
Bildung mehrjahriger Abschreibungslisten nebst den
erganzenden Dokumentationen ertbrigen. Durch
eine Verkirzung der Abschreibungsdauer von funf
auf drei Jahre konnte, so die Expertenkommission
weiter, die Liquiditat der Unternehmen zusatzlich ge-
starkt und Investitionen steuerlich pramiert werden.

Gruppierung von Wirtschaftsgiitern nach
Nutzungsdauern

Oberhalb des empfohlenen Sammelposten-Schwel-
lenwerts von 10.000 € regt die BMF-Expertenkom-
mission eine ,Gruppierung von Wirtschaftsgitern
nach Nutzungsdauern unter Wegfall der bisherigen
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AfA-Tabellen” an. Diese Einteilung sollte - um das
Ziel einer deutlichen Vereinfachung zu erreichen -in
maoglichst wenigen Gruppen (bspw. bis 10 Jahre, 11
bis 20 Jahre, Gber 20 Jahre) mit jeweils einem festen,
am Mittelwert der jeweiligen Spanne orientierten
Abschreibungssatz erfolgen.

Reduzierung der Aufzeichnungspflichten
Gegenwartig sind GWG in ein besonderes, laufend
zu fihrendes Verzeichnis aufzunehmen, sofern sie
einen Wert von 250 € Ubersteigen. Das Unterneh-
men und seine steuerliche Beraterin bzw. sein Be-
rater massen zudem jahrlich prifen, ob die GWG
noch im Betriebsvermogen vorhanden und in dem
Verzeichnis entsprechend fortzufuhren sind. Dieser
LStrengen” Erfassung bedarf es flr die wertmaRig
hoheren Wirtschaftsglter, die in einem Sammel-
posten aufgenommen werden, nicht. Diese unter-
schiedlichen Anforderungen erscheinen nicht sach-
gerecht.

Die Kommission schlagt daher vor, einen Gleichlauf
bei den Aufzeichnungspflichten zwischen GWG und
Sammelposten herzustellen, indem auf die gesetzli-
che Pflicht eines besonderen, laufend zu fuhrenden
Verzeichnisses verzichtet wird.

Abweichungen zwischen Handels- und
Steuerbilanz vermeiden

Grundsatzlich muss im Rahmen der Bilanzierung
von der handelsrechtlichen Gewinnermittlung aus-
gegangen werden. Die oben ausgefihrten Verein-
fachungen werden insofern ihre volle Wirkung nur
entfalten konnen, wenn die Regelungen sowohl in
Handels- als auch Steuerbilanz einheitlich ausgedlibt
werden ddrfen.

3Vgl. Abschlussbericht der Expertenkommission ,Blirgernahe Einkommensteuer”, S. 40.



https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/bericht-kommission-buergernahe-einkommensteuer.pdf?__blob=publicationFile&v=5
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Der DStV fordertdaher, den derzeit bestehenden blrokratischen Abschreibungsaufwand fir die Praxis
deutlich zu reduzieren. Hierflr regen wir ausdricklich an, den Empfehlungen der Expertenkommis-
sion ,Birgernahe Einkommensteuer” zu folgen und die vorgeschlagenen, nachfolgend aufgefiihrten
MalRnahmen zeitnah umzusetzen:

1.

2.

Die Wertgrenze fur GWG-Sofortabschreibungen inflationsbereinigt auf 2.500 € anheben.

Die Bildung eines Sammelpostens (sog. Poolabschreibung) erst nachgelagert zur GWG-Sofortab-
schreibung bei Anschaffungs- oder Herstellungskosten von mehr als 2.500 € bis 10.000 € einrich-
ten, sowie die Abschreibungsdauer fir Sammelposten von funf auf drei Jahre verkirzen.

Die Einfuhrung einer Gruppierung von Wirtschaftsgutern oberhalb eines Sammelposten-Schwel-
lenwertsvon 10.000 € nach Nutzungsdauern unter Wegfall der bisherigen AfA-Tabellen.

Die Pflicht zur Fihrung eines Verzeichnisses bei GWG streichen.

Gesetzliche Klarstellung schaffen, dass die steuerlichen Regelungen zu GWG und Sammelpostenin
die Handelsbilanz Gibernommen werden dirfen.



Ab 2025 beginntin Deutschland die schrittweise Ein-
fahrung der Pflicht zur Ausstellung elektronischer
Rechnungen (E-Rechnungen) im Geschaftsverkehr
zwischen inlandischen Unternehmen. Ergdnzend
hat Deutschland bis spatestens zum 01.07.2030 ein
digitales Meldesystem einzufihren, das im Rahmen
der EU-Richtlinie ViDA (Mehrwertsteuervorschriften
flr das digitale Zeitalter) vorgesehen ist. Ziel des
Systemsist es, Steuerbetrug durch die Bereitstellung
von Umsatzdaten zu bekampfen und gleichzeitig die
Befolgungskosten fir Unternehmen zu senken. Aus
Sicht des DStV ist die Einbindung des Berufsstands
essenziell, um diese Ziele zu erreichen.

Zeitgleicher Zugriff auf Meldedaten:
Effizienzsteigerungen & Risikominimierung

Die Ubermittlung von einzelnen Umsatzdaten um-
fasst einen GroRteil der steuerrelevanten Daten
eines Unternehmens. Bereits heute erhalten Steu-
erberaterinnen und Steuerberater diese Daten
umfassend, um den Beratungsauftrag erfillen zu
konnen. Senden die Unternehmen sie zukdnftig
elektronisch an die Steuerverwaltungen, ist sicher-
zustellen, dass die steuerliche Beraterschaft sie
zeitgleich mit den Finanzbehorden erhalt. Dies kann
durch eine automatisierte Weiterleitung einer Kopie
der an die Finanzverwaltung tUbermittelten Daten
oder durch die Einrdumung von Zugriffsrechten auf
den Datenpool der Finanzverwaltung erfolgen.

Eine solche Einbindung bote Unternehmen als
Hauptvorteil: IhrBearbeitungsprozess wird effizien-
ter. Unternehmen kdnnen den Steuerberaterinnen
und Steuerberatern direkt dieselben Daten Ubermit-
teln, was redundante Arbeitsprozesse und doppelte
Datentbermittlungen vermeidet. Dies steigert die
Qualitatund die Geschwindigkeit der Arbeitsprozes-
se, insbesondere bei der Vorbereitung von Umsatz-
steuer-Voranmeldungen und bei Rickfragen der
Finanzbehorden.
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Die Einbindung des steuerberatenden Berufsstands
minimiert fir die Unternehmen und die Berater-
schaft etwa den Abstimmungsaufwand, falls die
Finanzverwaltung Rickfragen an das Unternehmen
hat oder es verddchtigen sollte, eine Steuerord-
nungswidrigkeit oder -straftat begangen zu haben.
Es ddrfte sich kiinftig etwa die Frage stellen, wie die
Finanzverwaltung den Fall behandelt, in dem die
uber das Meldesystem Ubermittelten Umsatzdaten
von den Daten in der Umsatzsteuer-Voranmeldung
abweichen - etwa aus versehentlichen technischen
Grinden. Entsprechende Datenliicken konnten zu
Nachfragenund Fehlbewertungen durch die Finanz-
verwaltung fihren. Winschtdas Unternehmen, dass
es die Steuerberaterin oder der Steuerberater bei
der Aufklarung unterstitzt, masste es sie ex postin
den Kenntnisstand der Finanzverwaltung versetzen.
Der Steuerpflichtige misste seinem Berater vermit-
teln, welche Umsatzdaten an die Finanzverwaltung
und gegebenenfalls zu welchem Zeitpunkt sie ver-
sandt worden sind. Etwaige Korrekturibermittlun-
gen musste er ebenfalls dokumentieren.

Die zeitgleiche Datenibermittlung bote in beschrie-
benen Situationen den Vorteil, dass Informationsli-
ckenzwischendem Kenntnisstand von Beraterschaft
und Finanzverwaltung gar nicht erst entstehen.
Steuerberaterinnen und Steuerberater konnten die
korrekten Steuerfestsetzungen in gewohnter Weise
unterstitzen. Sie kdnnten durch einen Abgleich der
Meldedaten und den ihnen vorliegenden Informa-
tionen der Unternehmen zeitnah und effizient wei-
tere Informationen anfordern und Abweichungen
aufklaren. Erganzend zu den durch die Mandanten
vorgelegten Daten erhielten die Steuerberaterin-
nen und Steuerberater zusdtzliche strukturierte Da-
ten fur eine Vollstandigkeitskontrolle. Das sichert
das Steueraufkommen und beugt Streitigkeiten -
sowohl mit der Finanzverwaltung als auch mit den
Mandanten - vor.
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Klarung der Plattformstruktur und Datenhoheit
Die technische Umsetzung der E-Rechnung ba-
siert auf dem europdischen Standard der Norm
EN 16931, die Interoperabilitat zwischen den Sys-
temen sicherstellt. Formate wie XRechnung oder
ZUGFeRD bieten die Basis fur strukturierte, maschi-
nenlesbare Rechnungen. Dennoch bleibt die Fra-
ge, Uber welche Plattform die Daten ausgetauscht
werden und welche Regulatorien hierbei notwen-
dig sind, um den Zugriff und die Datensicher- und
Datenhoheit zu wahren. Bei der Gestaltung einer
Plattform zur Umsetzung des transaktionsbasier-
ten Reportings gibt es verschiedene Optionen:

e Staatliche Plattformen: Sie bieten einheitliche
Standards und hohe Sicherheit; Nachteile konn-
ten in der Innovationshemmung und Bidrokratie
liegen.

¢ Genossenschaftliche Losung: Sie fordert Eigen-
initiative und Branchenspezifika, birgt jedoch
die Gefahr eines fragmentierten Marktes.

e Abbildung iiber eine Stiftung: Sie bietet Unab-
hangigkeit und Neutralitat, konnte jedoch an Fi-
nanzierung und Skalierbarkeit scheitern.

Der DStV fordert:

e Private Anbieter: Sie sind schnell und technolo-
gisch fortschrittlich, bedeuten jedoch potenziell
hohere Datenschutzrisiken sowie notwendigen
Regulierungsbedarf.

Diese unterschiedlichen Ansatze verdeutlichen die
Notwendigkeit, die Bedarfe der Steuerberaterbran-
che, der Unternehmen und der offentlichen Ver-
waltung umfassend abzuwadagen. Im internationa-
len Vergleich zeigt die unterschiedliche Umsetzung
in den einzelnen Mitgliedstaaten, dass die Balance
zwischen Effizienz und Datenschutz entscheidend
ist. Italien nutzt die staatliche Plattform Sistema di
Interscambio, die einen zentralisierten Ansatz bie-
tet. Frankreich hingegen plant ein hybrides Modell,
das private und staatliche Plattformen kombiniert.
Spanien hat mit dem Facturae-System die Datenho-
heit bei Unternehmen belassen, verlangt aber kla-
re Standards und Meldepflichten.

1. bei Einflihrung des digitalen Meldesystems die zeitgleiche Ubermittlung der Meldedaten an den
steuerberatenden Berufsstand sowohl rechtlich wie auch technisch zu gewahrleisten.

2. die Plattformstruktur rechtlich und technisch so zu implementieren, dass der Austausch der Daten
reqguliert, nutzerfreundlich, datensicher und interoperabel ausgelegt ist.



Der Fachkraftemangel ist eine grofle Herausforde-
rung fur Wirtschaft und Verwaltung, auch in der Steu-
erbranche. Laut KfW-ifo-Fachkraftebarometer aus
dem 2. Quartal 2024 sehen sich 71 Prozent der Un-
ternehmen in der Steuer- und Rechtsberatung durch
einen Fachkraftemangel in ihrer Geschaftstatigkeit
eingeschrankt.* Auch die Finanzverwaltung steht vor
einem Fachkraftenotstand.> In der Finanzverwaltung
istdiesbezlglichvonrund 45.000 fehlenden Beschaf-
tigten auszugehen.

Entlastungen fir die Praxissind daherdringend notig!
Der DStV sieht eine Vereinfachung des Steuerrechts
als quten Ankndpfungspunkt, um dem Fachkrafte-
mangelin der Steuerberatung und der Finanzverwal-
tung entgegenzuwirken. Komplexe steuerliche Re-
gelungen, die zu umfassenden Dokumentations- und
Erklarungspflichten fir die Steuerpflichtigen und zu
Priafaufwand flr die Finanzverwaltung fihren, soll-
ten nachhaltig reduziert werden. Dies gilt insbeson-
dere dann, wenn die Auswirkungen auf die Steuer-
lastnurgeringsind. Zwei konkrete DStV-Forderungen
kdnnten hier erste Impulse setzen:

Weniger Steuererklarungen durch
Rentenabzugsteuer

Der demographische Wandel, die nachgelagerte
Besteuerung der Rentenbeziige und der sukzessi-
ve Wegfall der Steuerbefreiung hat weitreichende
Folgen: Immer mehr Rentenbeziehende, die - oft
Uberraschend - haufig fir mehrere zurickliegende
Jahre Steuererklarungen abgeben miussen. Vielfach
kontaktieren Rentnerinnen und Rentner sodann eine
Steuerkanzlei oder das Finanzamt. Dies fihrt zu einer
hoheren Arbeitsbelastung bei allen Beteiligten.

“Vgl. DATEV-Info vom 01.08.2024.
Vgl. DSTG-Kampagne gegen den Fachkrdftemangel.
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7Der DStV setztsich seitlangerem flir eine Reform der
Besteuerung von Renteneinkinften ein. Einen Mit-
streiter fir sein Anliegen hat er im Finanzministerium
Mecklenburg-Vorpommern gefunden. Und auch die
vom BMF eingesetzte, unabhdngige Expertenkom-
mission ,Blrgernahe Einkommensteuer” hatim Som-
mer 2024 die Einfihrung einer Rentenabzugsteuer
aufAlterseinkidnfte empfohlen.¢

Analog zur Lohnsteuer konnte ein solches Konzept
insbesondere folgende Bestandteile umfassen:

e Die Ermittlung, der Einbehalt und die Abfihrung
der Rentenabzugsteuer an das Finanzamt erfolgt
durch den Rententrager.

e Die ,Rentensteuer”-Daten werden vom Renten-
trager elektronisch an die Finanzverwaltung
Uibermittelt.

e Steuerabzugsmerkmale, die nicht dem Rententra-
ger, aberggf.dem Finanzamtvorliegen, erhdltder
Rententrager vollautomatisiert in einem ange-
passten ELStAM-Verfahren.

e Rentenbeziehende werden grundsatzlich von der
Pflicht zur Abgabe einer Einkommensteuererkla-
rung befreit.”

e Es besteht fir die Rentenbeziehenden die Mog-
lichkeit zurfreiwilligen Abgabe einer Einkommen-
steuererkldrung, etwa zur Geltendmachung von
Krankheitskosten.

6\Vgl. Abschlussbericht der Expertenkommission ,Biirgernahe Einkommensteuer”, S. 85 ff., S. 188.

" Ausnahmen gem. § 46 EStG finden analog Anwendung.


https://www.datev-magazin.de/aus-der-genossenschaft/mehr-fachkraefte-fuer-die-steuerberatung-imagekampagne-fuer-die-generation-z-startet-129113#:~:text=Fachkräfte%20sind%20in%20der%20Steuerberatung,Fachkräftemangel%20in%20ihrer%20Geschäftstätigkeit%20behindert.
https://www.dstg.de/kampagne-fachkraeftemangel/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/bericht-kommission-buergernahe-einkommensteuer.pdf?__blob=publicationFile&v=5
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Die Vorteile liegen auf der Hand:

e Der Burokratie- und Verwaltungsaufwand bei
den Steuerpflichtigen, ihren Steuerberaterinnen
und Steuerberatern und in der Finanzverwaltung
wird erheblich reduziert.

e In den meisten Fallen entfallt fir Rentnerinnen
und Rentner die Pflicht zur Abgabe einer Steuer-
erklarung vollstandig.

e Die Rententrager fihren bereits Sozialabgaben
an die Sozialkassen ab und Ubermitteln steuer-
lich relevante Daten an die Finanzverwaltung -
darauf aufbauend kénnen die Verfahren einfach
weiterentwickelt werden. Aufwandige Neuent-
wicklungen kdnnen unterbleiben.

e Das Prinzip der Besteuerung nach der personli-
chen Leistungsfahigkeit wird gewahrt.

Arbeitstagepauschale anstatt vieler
Einzelregelungen

Die Arbeitswelt hat sich in den letzten Jahren nach-
haltig verandert. Arbeiten im Home-Office,® mo-
biles Arbeiten und hybride Losungen sind fur vie-
le Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie
Selbstandige alltaglich geworden. Steuerlich ist es
dadurch noch komplizierter geworden: die neue
Home-0Office-Pauschale, das hdusliche Arbeitszim-
mer?, die Berdcksichtigung von auswartigem Arbei-

ten und den Wegen zur ersten Tatigkeitsstattel®, Das
Zusammenspiel dieser Forderungen sorgt fir viele
Anwendungs- und Abgrenzungsfragen beim Steu-
erpflichtigen und fir eine kleinteilige Beratung. Fur
das Finanzamt steigt der Kontrollaufwand, ob die
steuerrechtlichen Regelungen korrekt angewendet
wurden.

Der DStV regt daher zur Vereinfachung an, eine Ar-
beitstagepauschale einzufihren, um das hausliche
Arbeiten und die Fahrtwege steuerlich zu berick-
sichtigen. Auch die Experten dervom BMF eingesetz-
ten Kommission ,Blrgernahe Einkommensteuer”
haben in ihrem Abschlussbericht im Sommer 2024
eine Arbeitstagepauschale vorgeschlagen.!' Das
Konzept: die Kosten fur Fahrten zwischen Wohnung
und erster Tatigkeitsstatte, Home-Office und das
hausliche Arbeitszimmer werden in einer Pauschale
mit fixem Euro-Betrag pro Arbeitstag abgegolten.
Auf die Unterscheidung zwischen den Kategorien
+hausliches Arbeitszimmer” und ,Home-0ffice" soll
verzichtet werden. Der Vorteil: der Kontrollaufwand
flr die Finanzverwaltung fallt hier weg und die
Steuerpflichtigen mussen weniger dokumentieren.
Damit die Pauschalierung Fernpendler nicht zu sehr
benachteiligt, sollen sie die gefahrenen Kilometer,
die nicht Gber die Arbeitstagepauschale abgedeckt
sind, mit einer fixen Cent-Pauschale/km geltend ma-
chen konnen (unter Berlicksichtigung einer Wesent-
lichkeitsgrenze).

Der DStV fordert grundlegende Vereinfachungen im Steuerrecht, um den Fachkraftemangel in der
Steuerberatung sowie in der Finanzverwaltung abzumildern. Geboten sind etwa:

1. die Reformierung der Besteuerung von Renteneinktnften durch Einfihrung einer Rentenabzug-

steuer auf alle Renteneinkinfte,

2. die Einfihrung einer Arbeitstagepauschale, die die Entfernungspauschale, die Home-0ffice-Pau-
schale und die Aufwendungen fir ein hausliches Arbeitszimmer zusammenfasst.

8 §4 Abs. 5 Nr. 6C EStG bzw. § 9 Abs. 5 Satz 1 EStG.
? § 4 Abs.5Nr. 6b Satz 2, 3 EStG.
10§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 EStG.

11ygl. Abschlussbericht der Expertenkommission ,Birgernahe Einkommensteuer”, S. 49 ff., S. 68 f.



https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/bericht-kommission-buergernahe-einkommensteuer.pdf?__blob=publicationFile&v=5

Politische Entscheidungstragerinnen und -trager ver-
wenden allzu hdufig den Begriff Birokratieabbau und
bringen dennoch gleich darauf zusatzliche Verwal-
tungslasten auf den Wegq. Ein Musterbeispiel daflr ist
die Anzeigepflicht fir innerstaatliche Steuergestaltun-
gen. 2019, 2023, 2024: Gleich dreimal innerhalb von
5 Jahren stand das Instrument trotz vehement warnen-
der Stimmen aus Wissenschaft, Wirtschaft und beraten-
der Praxis auf der politischen Agenda. Bis zum Ende der
20. Legislaturperiode musste sich der steuerberatende
Berufsstand mit der Einfihrung der Meldepflicht aus-
einandersetzen. Mit dem Bruch der Bundesregierung
wurde dem Instrument vorerst sein Garaus gemacht.

Vertrauensverlust durch widerspriichliches
Handeln vermeiden

Die alte Bundesregierung versuchte gleich zweimal,
die Meldepflicht zu implementieren: zundchst 2023
mit dem Wachstumschancengesetz, das im Vermitt-
lungsausschuss landete und dessen Umfang die
Verhandelnden deutlich reduzierten. Das Gremium
verzichtete auf das Instrument, um die Wirtschaft und
Beratungspraxis in Zeiten der Krise nicht mit weiteren
Belastungen zu schwadchen. Mitte 2024 reagierte die
Ampelkoalition durch die Vereinbarung einer Wachs-
tumsinitiative zwar nachhaltig auf die wirtschaftli-
che Krise. Von der Anzeigepflicht wollte sie dennoch
nicht ablassen. Sie nahm sie in das Steuerfortent-
wicklungsgesetz auf. Nach dem Ampel-Aus fand das
Gesetz in der Fassung des Regierungsentwurfs keine
Mehrheiten im Deutschen Bundestag mehr.

Die mittelstandisch gepragte Steuerberatungspraxis
und deren Unternehmensmandanten waren sehr ir-
ritiert, dass das Instrument nach so kurzer Zeit erneut
auf der Tagesordnung stand.*? Es erschien hochst wi-
dersprichlich, dass die Bundesregierung Mitte 2024
zwar erneut Wachstumsimpulse und Birokratieab-
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bau versprach - sie dieses Versprechen aber gleich-
zeitig torpedierte, indem sie es abermals mit dem
bdrokratischen Instrument garnierte. Dies schwachte
das Vertrauen in politisches Handeln merklich. Neue
Blrokratie und Rechtsunsicherheiten durch unbe-
stimmte Rechtsbegriffe wirden Deutschland in der
Phase des Abschwungs und multipler internationaler
Krisen zusatzlich entkraften.

Ausgewogene Pflichten- und Lastenverteilung
geboten

Die Mitteilungspflicht fir nationale Steuergestaltun-
gen entbehrt jeder Rechtfertigung im Geflige der
staatlichen Aufgabenverteilung. Das Instrument soll
ungewollte oder behauptete Gesetzeslicken frih-
zeitig aufsplren und die Finanzverwaltung bei der
Steuerfestsetzung unterstitzen. Hierfur sollen primar
sog. Intermedidre, wie Steuerberaterinnen und Steu-
erberater, in die Pflicht genommen werden.

Die rein nationale Pflicht sollte sich eng an der Mittei-
lungspflicht Gber grenzlberschreitende Steuergestal-
tungen orientieren, die Brissel den EU-Mitgliedstaa-
ten verpflichtend aufgegeben hat. Dabei verkannte
der VorstoRR der alten Bundesregierung, dass national
andere Voraussetzungen vorliegen als grenziber-
schreitend. Grenzlberschreitende Gestaltungen pro-
fitieren oftmals von nicht aufeinander abgestimmten
Besteuerungsmechanismen. Auf deren Entdeckung
hat Deutschland nur bedingt Einfluss. Insofern ist das
Interesse an solchen Gestaltungen grundsatzlich nach-
vollziehbar. Innerstaatlich zeigt sich indes ein vollig
anders Bild. Hier ist es die Pflicht des Gesetzgebers, fir
eine addquate Steuergesetzgebung zu sorgen, welche
keine Besteuerungslicken aufweist.

Diese Verantwortung soll im Rahmen der Anzeige-
pflicht flr innerstaatliche Steuergestaltungen mit-

2ygl. Gemeinsames Statement der Spitzenverbande der Wirtschaft und der beratenden Berufe, 10/2024.
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telbar auf den Berufsstand Ubertragen werden. Eine
solche Pflichtverschiebung ist mehr als bedenklich.
Aufgabe der Steuerberaterinnen und Steuerberater
ist es, die Rechte und Pflichten der Steuerpflichtigen
gegenuber der Finanzverwaltung zu vertreten. Sie
leisten einen Beitrag zum Erhalt des Kraftegleichge-
wichts im Rahmen des Besteuerungsverfahrens. Sie
wirken als Organ der Steuerrechtspflege. Zu ihren
Aufgaben zahlt hingegen nicht, Gehilfe des Gesetzge-
bers zu werden.

Unwirksamkeit anerkennen

Inzwischen hinlanglich bekannt und aussagekraftig
ist die Antwort der alten Bundesregierung aus Mdrz
2023 auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion zur Wirksamkeit der Mitteilungspflicht
grenziberschreitenderSteuergestaltungen.t*Danach
sind beim BZSt seitdem Start des Instruments bis Marz
2023 knapp 27.000 Meldungen eingegangen. Die
Bundesregierung fihrte in ihrer Antwort weiter aus,
dass sich im Ergebnis 24 grenziberschreitende Steu-
ergestaltungsmodelle ergaben, bei denen rechtspo-
litischer Handlungsbedarfidentifiziert wurde.

Eine derart Ubersichtliche ,Erfolgsquote” von 0,08 %
ist erschutternd - berlcksichtigt man den immensen
Aufwand in der Praxis. Die den Berufsstand treffen-
de Burokratie resultierte nicht nur aus der Samm-
lung und Darstellung der Informationen zu den rund
27.000 Meldungen. Vorab bedurfte es der Implemen-
tierung der Prifprozesse in den Kanzleiablaufen. Hin-
zu traten die unzahligen Prifungen, ob Gestaltungen
unter den Anwendungsbereich der gesetzlichen Vor-
gaben fielen. Vor diesem Hintergrund erscheint die
Einflhrung einerrein nationalen Anzeigepflichtumso
weniger gerechtfertigt.

Expertenstimmen ernst nehmen

Die vom BMF eingesetzte, unabhangige Experten-
kommission ,Vereinfachte Unternehmensteuer”
empfahl in ihrem Abschlussbericht Mitte 2024 aus-
dricklich, auf die Einfihrung des Instruments zu ver-
zichten. Sie befand:*

«Nach Ansicht der Kommission gelangen Kenntnisse tiber
das Verhalten Steuerpflichtiger bereits heute immer zeit-
naher an die Finanzverwaltung, u. a. durch zeitndhere
Betriebspriifungen und kooperative Offenlequng durch
Steuerpflichtige. Innerstaatliche Steuergestaltungen
unterliegen bereits vollstandig der Aul3enpriifung, wes-
halb kein Informationsdefizit wie im grenziiberschrei-
tenden Bereich entsteht. Zudem besteht keine vergleich-
bare Gefahr, dass bei innerstaatlichen Gestaltungen
Steuersubstrat ins Ausland abflie3en konnte. Aufwand
und Ertrag einer maéglichen Mitteilungspflicht fur inner-
staatliche Steuergestaltungen stehen daher in keinem
sinnvollen Verhaltnis."

Zu einem entsprechenden Ergebnis kam der Wirt-
schaftsausschuss des Bundesrats. Er forderte in den Be-
schlussempfehlungen der Ausschisse des Bundesrats
zum Steuerfortentwicklungsgesetz, die Anzeigepflicht
fur nationale Steuergestaltungen zu streichen. Der
Wirtschaftsausschuss stellte fest, dass im Rahmen der
Mitteilungspflicht grenziberschreitender Steuerge-
staltungen bisher ca. 32.000 eingegangene Anzeigen
zu verzeichnen seien und der erhoffte Erkenntnisge-
winn ausgeblieben sei.'® Ersah zudem die Gefahr, dass
zusatzliche Meldungen Uber nahezu ausschlieB3lich
bekannte Steuergestaltungen die Steuerverwaltung
bei der Erledigung wichtiger Aufgaben behindern. Er
wies dabei auf die ohnehin bestehende Vielzahl an
Herausforderungen der Steuerverwaltung hin.

Der DStV fordert daher, auf die Einfihrung einer Meldepflicht fir innerstaatliche Steuergestaltungen

endgdltig zu verzichten.

13 BT-Drs. 20/6734.

14y/gl. Abschlussbericht der Expertenkommission ,Vereinfachte Unternehmensteuer”, S. 171.

5vgl. BR-Drs. 373/1/24,S. 111,


https://dserver.bundestag.de/btd/20/067/2006734.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/bericht-kommission-vereinfachte-unternehmensteuer.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2024/0301-0400/373-1-24.pdf?__blob=publicationFile&v=1

Steuerberaterinnen und Steuerberater tragen mit ih-
rer qualifizierten Tatigkeit entscheidend dazu bei, das
Steueraufkommen flr den Staat sicherzustellen. Die
zukunftsgerichtete Forderung des Berufsnachwuch-
ses und die Bekampfung des Fachkraftemangels in
den Kanzleien muss daher als ein gemeinsames An-
liegen des Berufsstands und der Finanzverwaltung
verstanden werden. Der DStV und seine regionalen
Steuerberaterverbande halten einen engen Kontakt
zu Kanzleiinhaberinnen und -inhabern sowie deren
Beschaftigten. Sie wissen daher aus erster Hand um
die Nachwuchsprobleme in der Praxis. Zudem geho-
ren dieVerbande und ihre Akademien zu den wichtigs-
ten Marktteilnehmern, wenn es etwa um das Angebot
qualifizierter Vorbereitungskurse fir die Steuerbera-
terprifung geht. Ziel muss es sein, die Steuerberater-
prifung flr interessierte junge Menschen attraktiver
zu gestalten und die Absolventenzahlen im Interesse
einer nachhaltigen Entwicklungsperspektive des Be-
rufsstands mittel- bis langfristig zu erhdhen.

Prifungsverfahren modular gestalten

Das derzeitige Verfahren einer zeitlich konzentrierten
Blockprifung birgt die Gefahr einer unverhaltnisma-
[3ig stressbelasteten Prifungssituation. Es beeintrach-
tigt zahlreiche Kandidatinnen und Kandidaten dar-
in, ihr tatsachlich vorhandenes Fachwissen adaquat
abzurufen, oder ldsst sie sogar gdnzlich vor einer
Anmeldung zur Prifung zurickschrecken. Hier kann
eine Modularisierung der Steuerberaterprifung einen
wesentlichen Beitrag leisten, um die Attraktivitat der
Prifung nachhaltig zu erhéhen. Die Mdglichkeit, Pri-
fungsleistungen Gber mehrere Jahre abzuschichten,
bringt deutliche Entlastungseffekte flr die Kandida-
tinnen und Kandidaten im formalen Prifungsverfah-
ren, indem bestandene Prifungsmodule angerechnet
und in Folgejahre mitgenommen werden konnen. Die

16§ 35 Abs. 4 StBerG.
17§36 Abs. 1 Nr. 1 StBerG.
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Attraktivitat lie3e sich durch einen zweiten Prifungs-
termin im Jahr noch weiter erhohen. Zugleich bleibt
der hohe qualitative Anspruch, der zu Recht an die Pri-
fungsinhalte zu stellen ist, auch im modularen Verfah-
ren weiterhin gesichert.

Wiederholungsversuche nicht beschranken

Nach derzeitigem Recht darf eine nicht bestandene
Steuerberaterprifung zweimal wiederholt werden.*
Die Beschrankung auf zwei Wiederholungsversuche
erscheint nicht mehr zeitgemalfi. Es sollte vielmehr der
autonomen Entscheidung und Motivation der Kandi-
datinnen und Kandidaten tberlassen bleiben, ob bzw.
wie oft sie sich der Priifung unterziehen wollen. Dies
wadre auch flr diejenigen Personen ein zusatzlicher
Gewinn, die in der Vergangenheit die Prifung nicht
bestanden haben.

Anforderungen an ein Hochschulstudium
flexibilisieren

Anders als beivielen anderen qualifizierten Berufen ist
der Zugang zum Steuerberaterberuf nicht allein aka-
demisch ausgestaltet. An diesem Alleinstellungsmerk-
mal sollte unbedingt festgehalten werden, indem als
Zulassungsvoraussetzung zur Steuerberaterprifung
weiterhin sowohl ein Hochschulstudium als auch eine
qualifizierte praktische Berufstatigkeit dienen konnen.
Dabei gilt derzeit allerdings eine Beschrankung allein
auf ein wirtschaftswissenschaftliches oder rechtswis-
senschaftliches Hochschulstudium oder ein anderes
Hochschulstudium mit wirtschaftswissenschaftlicher
Fachrichtung.” Dies erscheint nicht mehr zeitgemaR.
Eine weitergehende Offnung unter Wegfall des be-
stehenden Fakultdtsvorbehaltes kann dazu beitragen,
das vorhandene Potenzial qualifizierter und interes-
sierter Hochschulabsolventen noch zielgerichteter
auszuschopfen.
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Anforderungen an den Praxisnachweis verbessern

Ebenfalls nicht mehr zeitgemal3 erscheinen die An-
forderungen zur Prifungszulassung mit Blick auf die
geforderten praktischen Tatigkeiten. Dies muss umso
mehr gelten, da es fir das Bestehen der Steuerbera-
terprifung allein darauf ankommt, dass die Kandida-
tinnen und Kandidaten ihr besonderes theoretisches
Fachwissen nachweisen. Mit Blick darauf kdnnen sie
selbst am besten entscheiden, zu welchem Zeitpunkt

sie dieses Wissenim Rahmen der Prifung unter Beweis
stellen mochten. Im Sinne einer weitergehenden Fle-
xibilisierung sollte es demzufolge ausreichen, wenn
die geforderten berufspraktischen Zeiten sodann spa-
testens zum Zeitpunkt der Bestellung nachzuweisen
sind. Dies wurde den zu Recht bestehenden hohen
Qualitatsstandard an die Qualifikation unter Einbezie-
hung der Praxiserfahrung auch weiterhin in geeigne-
ter Weise sicherstellen.

Der DStV fordert, die bestehenden gesetzlichen Regelungen zur Steuerberaterprifung zu moder-
nisieren, um die Attraktivitat des Steuerberaterberufs zu erhohen und so dem zunehmenden Nach-
wuchsmangel aktiv zu begegnen. Einen Beitrag dazu konnen insbesondere die nachfolgend aufge-

fihrten MaBRnahmen leisten:

1. Das Pridfungsverfahren erfolgtin modularisierter Form.

2. Die bestehende Beschrankung der Zahl der Wiederholungsversuche entfallt ersatzlos.

3. Der bestehende Fakultatsvorbehalt in Form der Beschrankung auf bestimmte Hochschulab-

schlusse wird aufgehoben.

4. Der Nachweis der erforderlichen berufspraktischen Zeiten muss zum Zeitpunkt der Bestellung

erfolgen.



Der Europdische Binnenmarkt bietet seinen Blirge-
rinnen und Birgern und Unternehmen unschdtzba-
re Vorteile. Ein Paradebeispiel dafiir ist die jingste
Verabschiedung des gemeinsamen Rechtsrahmens
zum grenziberschreitenden Austausch von E-
Rechnungsdaten im Rahmen des Gesetzespakets
Mehrwertsteuerim digitalen Zeitalter" (2022/0407
(CNS)). Eine gelungene Umsetzung in Deutschland
vorausgesetzt, kanndiese Regelung einmalden Um-
satzsteuerbetrug eindammen. Insbesondere kann
sie aberauch einen echten Boost fir den grenziber-
schreitenden Handel von Unternehmen und damit
fur die gesamte Wirtschaft der Europdischen Union
auslosen. Dabei erhielten die Mitgliedstaaten einen
ausreichenden Ermessenspielraum, um ihre nati-
onalen E-Rechnungsprozesse auf ihr Steuersystem
bestmaoglich abzustimmen.

Europdische Win-Win-Gesetzgebung gestalten

In Europa bendtigen wir solch eine Win-Win-Gesetz-
gebung, die wirtschaftlichen Aufschwung durch
Digitalisierung und Entblrokratisierung ermoglicht
und gleichzeitig funktionierende nationale Struk-
turen bertcksichtigt. Wir benotigen eine solche EU-
Gesetzgebung, die die Wettbewerbsfahigkeit Euro-
pas im globalen Vergleich starkt, Standortvorteile
sichert und dadurch gute Arbeitspldatze und Wohl-
stand schafft.

Dagegen bendtigen wir keine EU-Gesetzgebung, die
die Vielfalt des Binnenmarkts unangemessen be-
schrankt, ohne zugleich echte Mehrwerte fir Blrger
und Unternehmen zu schaffen.

Zum Wohle Deutschlands: Berufsrecht der
Steuerberaterschaft

In Deutschland ist der Beruf der Steuerberaterin
und des Steuerberaters als unabhdngiges 0Organ
der Steuerrechtspflege und einer funktionierenden
Selbstverwaltung gesetzlich verankert. Damit ver-
fligt Deutschland Gber eine bewdhrte Compliance-
Instanz und zugleich Gber kompetente Dienstleis-
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ter in Steuerangelegenheiten. Das Berufsrecht der
Steuerberaterinnen und Steuerberater bildet das
erforderliche Gegengewicht zum komplexen deut-
schen Steuerrecht.

StetsaufsNeuewerdenaberStimmeninBrussellaut,
die nationale Zugangsbeschrankungen zugunsten
gering qualifizierter Dienstleister unter dem Vor-
wand der Dienstleistungsfreiheit abschaffen wol-
len. Solche Bestrebungen springen allerdings zu
kurz. Es drohen Steuerausfalle. Wirde die Qualitat
der Wahrung des Steuerrechts auf Seiten des Berufs-
stands gemindert, missten zudem die Staatsausga-
ben erhohtwerden, um zusdtzliches Personalin den
Finanzverwaltungen einzustellen.

FUr einen wirtschaftlichen Aufschwung darf
Deutschland jedoch auch in Zukunft nicht auf sein
starkes Fundament verzichten: Ein funktionierendes
Steuerrechtssystem und stabile Steuereinnahmen.

Hochwertige Dienstleistungen in Deutschland
erhalten

Steuerberaterinnen und Steuerberater gehdren
in Deutschland zu den Freien Berufen. Sie stehen
flr die Qualitat und die Gesetzeskonformitat ihrer
Dienstleistung und fordern den Schutz von Verbrau-
chern. Die berufsrechtlichen Grundlagen, die dies
ermoglichen, dirfen von den Europadischen Insti-
tutionen nicht als Hindernisse im Binnenmarkt ge-
brandmarkt werden. Die Freien Berufe sind Sinnbild
flreinverantwortungsbewusstes Unternehmertum
und gute Arbeitsplatze. Sie verdienen eine rechtssi-
chere Heimatin Europa.

Burokratiewende in Europa unterstiitzen

In den vergangenen Jahren hat der EU-Gesetzgeber
eine Vielzahl an Berichtspflichten fir Unternehmen
eingefihrt. Dabei sollen diese nach den Ankindi-
gungen der EU-Kommissionsprasidentin Ursula von
der Leyen insbesondere flir KMU um 25 % gesenkt
werden.
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Trotz einigereingeleiteter MalBnahmen zur Straffung
von Berichtspflichten ist auch in Zukunft ein weite-
rer Anstieg von EU-Burokratie zu beflirchten. Des-
halb muss der Deutsche Bundestag darauf drangen,
dass eine europadische Blrokratiewende eingeleitet
wird. Zudem sollte der Deutsche Bundestag bei der
Umsetzung von EU-Gesetzgebung darauf achten,
keine weiteren burokratischen Lasten festzusetzen
(,Gold Plating").

Einmischung durch den Deutschen Bundestag
ausdriicklich erwiinscht

Im Rahmen des bestehenden Subsidiaritatsprinzips
muss der deutsche Gesetzgeber fir die obige Erfil-
lung dieser Forderungen Gewahr bieten. Die Mitwir-
kung an der EU-Gesetzgebung darf nicht allein den

Der DStV fordert:

EU-Institutionen in Bradssel und StraBburg vorbehal-
ten sein, sondern muss auch durch die legislativen
Organe der Mitgliedstaaten gepragt werden. Dies
gilt insbesondere fur den Deutschen Bundestag, der
durch mehr Mitgestaltung bei der EU-Gesetzgebung
zugleich die offentliche Meinungsbildung seiner
Burger und Blrgerinnen fordern kann. Denn viel zu
oft nimmt die interessierte Offentlichkeit europai-
sche Rechtsakte erst dann zur Kenntnis, wenn eine
Umsetzung in nationales Recht bevorsteht.

Daher muss der Deutsche Bundestag kinftig von
seinen ihm aufgrund der Vertrage der Europadischen
Union eingerdumten Befugnisse zur Uberwachung
und Mitgestaltung von EU-Gesetzgebung in noch
groBerem Umfang Gebrauch machen.

1. Der Deutsche Bundestag muss zu einer europdischen Gesetzgebung beitragen, die die Wettbe-
werbsfahigkeit von Deutschland und Europa stitzt.

2. Zum Wohl Deutschlands muss der Deutsche Bundestag auf Europdischer Ebene fiirden Erhalt des
bestehenden Berufsrechts der steuerberatenden und prifenden Berufe in Deutschland einste-

hen.

3. Berufsrechtliche Bestimmungen, die die hohe Qualitat von Dienstleistungen sichern, dem Ver-
braucherschutz dienen und das offentliche Interesse berticksichtigen, dirfen nicht als Hinder-
nisse im EU-Binnenmarkt gebrandmarkt werden.

4. DerDeutsche Bundestag muss seinen Beitrag leisten, damitin der EU-Gesetzgebung die Birokra-

tiewende gelingt.
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